
lieh machen. Uns muß bewußt werden, was alles erreicht wurde: 
Die Mauern sind weg. Das Gefühl, eingesperrt zu sein, ist über­
wunden. Die Angst vor großem Unrecht mit der allmächtigen 
Stasi im Hintergrund ist nicht mehr da. Kein Bürger der DDR 
muß sich gezwungen sehen, das Land zu verlassen. Eine Wieder­
gutmachung wird angefordert.

Aber alle wollen eine Perspektive, keine auf lange Sicht, keine 
für nebulöse Fünfjahrplanfernen. Wir alle wollen anpacken, wol­
len das Neue schaffen, und das ist nicht mehr sozialistisch-uto­
pisch, das ist kein Experiment. Es ist ein freiheitliches Modell 
mit allen Stärken und allen Schwächen, mit denen wir lernen 
müssen umzugehen.

Dieses unwürdige Spiel mit Daten machen wir, die Deutsche 
Soziale Union, nicht mit. Die internationalen Verbindlichkeiten, 
die immer ins Spiel gebracht werden, die 2 + 4-Verhandlungen, 
die KSZE-Außenministerkonferenz - unsere europäischen Part­
ner werden sich dieser Entwicklung nicht entgegenstellen. Das 
Schicksal unserer Bevölkerung ist wichtiger als das Setzen von 
Symbolen.

Da wir in der Noch-DDR sehr genau die Politiker der Bundes­
republik anhören, ist uns auch Herrn Lafontaines Aussage be­
kannt : Diesem Einigungsvertrag stimmt die West-SPD nicht zu.

Herr de Maiziere, bei aller Sympathie für Sie und Ihr ehrliches 
Bestreben, die Einigung mit Würde zu vollziehen - auch dieser 
Vertrag erhält mit höchster Wahrscheinlichkeit keine Zweidrit­
telmehrheit.

Ich zitiere unseren Fraktionsvorsitzenden, Herrn Prof. Wal­
ther: Die DSU ist angetreten, das bankrotte Unternehmen DDR 
zu beenden. - Das haben wir gestern und heute gesagt, das ist die 
eindeutige Position. Und da unsere Bevölkerung von unseren 
Abgeordneten eine eindeutige, allen verständliche Aussage zur 
deutschen Einheit fordert, verlangt die DSU, daß über ihren An­
trag über sofortigen Beitritt namentlich abgestimmt wird.

(Beifall bei der DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als nächster spricht für die Fraktion der CDU/DA der Abge­
ordnete Krause.

Dr. Krause für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Antrag der CDU/DA-Fraktion wurde gestern im Konsens - 
unter Vorbehalten allerdings - mit Fraktionsvorsitzenden von 
Ministerpräsident de Maiziere beraten. Uns geht es nicht darum, 
spektakulär um Wählerstimmen zu feilschen, um Termine zu 
diskutieren. Uns geht es darum, daß wir heute die Zeit nutzen 
sollten, um den Beitritt und das Beitrittsthema so abzuschließen, 
daß es noch einer würdigen Form nahekommt.

Wir sind deshalb als Fraktion bereit, im Konsens mit den ande­
ren Fraktionen im Hause einen gemeinsamen Antrag zu formu­
lieren, und in diesem gemeinsamen Antrag setzen wir folgende 
Voraussetzungen:

Erstens. Wir gehen im Gegensatz zur DSU mit 900 Seiten Anla­
gen im Einigungsvertrag anders um als sie. Wir meinen, ein 
Einigungsvertrag und die Regelung von Übergangsbedingun­
gen sind elementare Voraussetzungen und notwendig. Wir stim­
men darin auch mit dem Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland überein.

(Beifall bei CDU/DA)

Zweitens. Die Völker der Welt und natürlich auch Europas ha­
ben bisher den Einigungsprozeß in Deutschland gefördert, weil 
er berechenbar war, und er soll auch berechenbar bleiben.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Wenn wir noch vor geraumer Zeit davon ausgegangen sind, im 
November eine KSZE-Konferenz in Vorbereitung des Beitritts 
zu realisieren, so müssen wir dankbar akzeptieren, daß die Au­
ßenminister am 1. und 2. Oktober diese Konferenz in einer ande­
ren, aber für uns trotzdem würdigen und zu akzeptierenden 
Form durchführen. Und ich denke, wir sollten dieses Vertrauen 
auch dadurch rechtfertigen, daß wir uns an dieser Stelle nicht 
nur nach der Innenpolitik, sondern nach unseren Nachbarn, 
nach unseren Verbündeten in Ost und West richten.

(Beifall bei CDU/DA, vereinzelt bei der SPD)

Deshalb ist für uns der Termin nicht eher als am 3. Oktober 
machbar.

Da wir nicht kleinkariert über Termine hin und her diskutie­
ren,

(Gelächter bei der SPD)

aber eine dritte wesentliche Forderung erfüllt wissen wollen, 
möchte ich kurz zum Problem Länderbildung den gegenwärti­
gen Stand im Einigungsvertrag erläutern, da aus meiner Sicht 
bei der gegenwärtigen Beschlußlage der Volkskammer, der auf 
Empfehlung des Ausschusses Deutsche Einheit seinerzeit in 
drei Sachbeschreibungen ja getroffen wurde, dieser Punkt am 3. 
Oktober nicht erfüllt wäre.

Nach dem Einigungsvertragsentwurf, der gegenwärtig am' 
Verhandlungstisch diskutiert wird und morgen im Plenum wei­
ter zu diskutieren ist, wird das Ländereinführungsgesetz als Be­
standteil des Einigungsvertrages betrachtet.

Drittens. Wir werden die noch nicht in Form von Regierungen 
vertretenen Länder durch Länderbeauftragte im Einigungsver­
trag vorsehen, die die jetzigen Bezirksstrukturen so lange anlei­
ten, bis die Länderregierungen wirksam werden. Wir haben im 
Einigungsvertrag erreicht, daß die Länderbeauftragten auch im 
Bundesrat ab Beitritt einen Sitz mit beratender Stimme erhal­
ten, und wir haben im Einigungsvertrag erreicht, daß entspre­
chend der Bevölkerungsstärke der DDR Abgeordnete für den 
Deutschen Bundestag entsandt werden können mit vollem 
Stimmrecht.

Aus unserer Sicht ist es vertretbar, unter dem Aspekt, daß die­
ses Haus auch gemeinsam den Willen hat, in dem Zeitraum bis 
zum frühesten Beitrittstermin - der nach unserer Meinung der 3. 
Oktober sein kann - ernsthaft an dem Einigungsvertrag und an 
der Realisierung von noch weiteren Gesetzen zum Einigungs­
vertrag zu arbeiten, die Zeit zu nutzen, um in einer würdigen 
Form die deutsche Einheit herzustellen.

Ich möchte abschließend die Haltung unserer Fraktion benen­
nen: Wir werden nicht dem sofortigen Beitritt aus unserer Ver­
antwortung zustimmen können; wir werden dem Beitritt dann 
zustimmen können zu einem Zeitpunkt, wo wir davon ausgehen, 
daß die genannten Voraussetzungen erfüllbar sind. - Danke 
schön.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Für die SPD spricht jetzt der Abgeordnete Thierse.

Thierse für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die SPD hat vor 
einigen Wochen einen Antrag gestellt mit dem Vorschlag, den 
Beitritt der DDR mit dem Datum 15. September 1990 zu erklären. 
Dies war für uns nicht die einfache Festlegung eines neuen Ter­
mins, sondern wir haben dafür klare inhaltliche Gründe angege­
ben. Es sind dieselben Gründe, die wir seit Monaten angeben.

Erstens: Das Ende der 2 + 4-Gespräche, daß inhaltlich die äuße­
ren Bedingungen des deutschen Einigungsprozesses geklärt sind.
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